
____________________________________________________________________________________________________________________ 

Herausgeber: Stadt Kalkar  Die Bürgermeisterin  Markt 20  47546 Kalkar 
Erscheinungsweise: Nach Bedarf 

Bezug: Das Amtsblatt liegt bei der Stadtverwaltung Kalkar, Markt 20, Kalkar, zur kostenlosen Mitnahme aus. 
Online: Digitale Ausgaben und Newsletter finden Sie auf www.kalkar.de > Stadt & Rathaus > Amtsblätter. 

____________________________________________________________________________________________________________________ 

 
 

Amtsblatt 
der 

STADT KALKAR 
   - Amtliches Mitteilungsblatt - 

 

 

Jahrgang 2020 Ausgabetag: 19. Juni 2020 Nummer 17  

 
 

 

INHALTSVERZEICHNIS 
 

1. Tagesordnung der Ratssitzung am 25. Juni 2020 

2. Öffentliche Bekanntmachung über die Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen für die Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der Vertretung 
der Stadt Kalkar am 13. September 2020 sowie einer ggf. erforderlichen Stichwahl 
am 27. September 2020 

3. Bekanntmachung des Ratsbeschlusses über die Durchführung der Beteiligung der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB im Rahmen der 2. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes der Stadt Kalkar - Feuerwehrgerätehaus Kalkar-Wissel - 

4. Bekanntmachung des Ratsbeschlusses über die Durchführung der 3. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Kalkar - Wesselsbruch-St. Hubertus Weg - 
gemäß § 2 Abs. 1 BauGB und den Beschluss über die Durchführung der frühzeiti-
gen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

5. Bekanntmachung über die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 098 - Wessels-
bruch-St. Hubertus Weg - gemäß § 2 Abs. 1 BauGB und den Beschluss über die 
Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

6. Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 BauGB über die 
3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 044 - Gewerbegebiet Talstraße - 

7. Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 BauGB über die 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 099 - Wohnbaugebiet Birkenallee - 

 



Amtsblatt der Stadt Kalkar  Nr. 17/2020 vom 19. Juni 2020   Seite 2  
 
 

 

8. Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 BauGB über die 
7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 059 - Gewerbepark Kehrum - 

9. Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 BauGB über die 
38. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 023 - Niedermörmter-West - 

10. Bekanntmachung des Ratsbeschlusses über die erneute Durchführung der Betei-
ligung der Öffentlichkeit gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB im Rahmen der Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 095 - Swartkopweg - 

11. Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 BauGB über die 
Aufstellung einer Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 2 BauGB - Talstraße/Vosse-
gattweg - 

 
 
 
 



Amtsblatt der Stadt Kalkar  Nr. 17/2020 vom 19. Juni 2020   Seite 3  
 
 

 

1. Tagesordnung der Ratssitzung am 25. Juni 2020 

 
Am Donnerstag, dem 25.06.2020, 18:00 Uhr, findet im Ratssaal des Rathauses in Kalkar die 60. Sit-
zung des Rates der Stadt Kalkar mit folgender Tagesordnung statt: 
 
I. Öffentlicher Teil 
 

 TOP Beratungsthema  

 1. Einwohnerfragen 
 

 2. Einführung und Verpflichtung des Ratsmitgliedes Wilma Lehmann 
 

 3. Ersatzwahlen zu den Fachausschüssen des Rates 
 

 4. Benennung einer stellvertretenden Vorsitzenden für den Wahlprüfungsausschuss 
 

 5. Ersatzbestellung von Vertretern in Gremien/Organen juristischer Personen oder Personenver-
einigungen 

 

 6. Jahresabschluss 2019 der Stadt Kalkar 
 

 7. Jahresabschluss Sondervermögen Abwasser Stadt Kalkar zum 31.12.2019 
 

 8. Entlastung der Betriebsleiterin, des Betriebsführers sowie des Betriebsausschusses für das 
Wirtschaftsjahr 2019 

 

 9. Nachtragssatzung zum Vermögensplan 2020 des Sondervermögens Abwassersammlung 
Stadt Kalkar 

 

 10. 1. Änderung des Stellenplans für das Haushaltsjahr 2020 
 

 11. Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 093 - Gutshäuser Haus Kemnade 
- Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses vom 26.02.2015 gem. § 2 Abs. 1 BauGB i. V. m. 
§ 1 Abs. 8 BauGB 
- Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB 
- Beschluss über die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 
Abs. 1 BauGB 
- Beschluss über die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

 

 12. 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 059 - Gewerbepark Kehrum 
- Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit § 13 a BauGB 
- Beschluss über die Durchführung der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
in Verbindung mit § 13 a BauGB 
- Beschluss über die Durchführung der Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in Verbindung mit § 13 a BauGB 

 

 13. Umwandlung des Wochenendgebiets Oybaum in einen Ortsteil 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 027 - Erholungsgebiet Oybaum - 
- Antrag der Bürgerinitiative Oybaum vom 13.03.2020 (Eingang 03.04.2020) und  
weiterer Antragsteller 

 

 14. Aussetzen der hälftigen Beitragserhebung für die Betreuung von Kindern in der  
Betreuung in der gebundenen und offenen Ganztagsschule sowie außerunterrichtlichen Be-
treuungsangeboten der Primarstufe im Zuge von COVID-19 für die Monate Juni und Juli 2020 
- Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung gemäß § 60 Abs. 1 GO NRW 

 

 15. Wahlwerbung durch Parteien und Wählergruppen 
- Sachstandsbericht 

 

 16. Förderprogramm Digitalpaket 
- Antrag der CDU-Fraktion vom 27.04.2020 

 

 17. Mitteilungen der Verwaltung 
 

 18. Fragen gemäß § 17 der Geschäftsordnung 
 

 19. Einwohnerfragen 
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II. Nichtöffentlicher Teil 
 

 TOP Beratungsthema  

 20. Ortsmitte Appeldorn 
- Verkauf des Grundstücks Gemarkung Appeldorn, Flur 6, Flurstück 49 (tlw.) 

 

 21. Sicherung und Wiedernutzbarmachung der Burg Boetzelaer in Kalkar-Appeldorn 
- Tätigkeitsbericht 2019 

 

 22. Berichte aus den städtischen Gremien 
 

 23. Mitteilungen der Verwaltung 
 

 24. Fragen gemäß § 17 der Geschäftsordnung 
 
Kalkar, den 10.06.2020 
 
Dr. Britta Schulz 
Bürgermeisterin 
 
 

2. Öffentliche Bekanntmachung über die Aufforderung zur Einreichung von Wahl-
vorschlägen für die Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der Ver-
tretung der Stadt Kalkar am 13. September 2020 sowie einer ggf. erforder-
lichen Stichwahl am 27. September 2020 

 
Gemäß §§ 24 und 75 b der Kommunalwahlordnung (KWahlO) in der zurzeit gültigen Fassung fordere 
ich zur Einreichung von Wahlvorschlägen auf. 
 

Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden, die vom Wahlamt der Stadt Kalkar, 
Markt 20, 47546 Kalkar kostenlos abgegeben werden. Das Formularpaket kann per E-Mail an  
wahlen@kalkar.de unentgeltlich angefordert werden und wird auf elektronischem Weg oder postalisch 
zur Verfügung gestellt. 
 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, über https://wahlen.krzn.de/Parteienmodul/ die Wahlvorschlä-
ge elektronisch zu erfassen und die benötigten Formulare zu erzeugen und auszudrucken.  
 

Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 46b und 46d Abs. 1 bis 5 des Kommunalwahlge-
setzes (KWahlG) in der zurzeit gültigen Fassung und der §§ 25 und 26 sowie §§ 75a und 75b KWahlO 
weise ich hin. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten:  

1. Allgemeines  

1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes 
(Parteien), von Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen Wahlberech-
tigten (Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen), von diesen allerdings keine Reserveliste, einge-
reicht werden.  

 
1.2 Als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur 

benannt werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu ge-
wählt worden ist. Kommt eine derartige Versammlung nicht zustande, so kann die Partei oder 
Wählergruppe ihre Bewerber/Bewerberinnen in einer Versammlung von Wahlberechtigten auf-
stellen lassen. 
 

Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unionsbürger), die in 
Deutschland wohnen, sind unter den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche wählbar. Die Vor-
schrift über die Voraussetzung der Wählbarkeit finden Sie im Kommunalgesetz (§ 12 KWahlG). 
 

Die Bewerber/Bewerberinnen und die Vertreter für die Vertreterversammlungen sind in geheimer 
Wahl zu wählen. Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber/Bewer-
berinnen auf der Reserveliste und für die Bestimmung der Ersatzbewerber/Ersatzbewerberinnen. 
Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zusammentritts der Versammlung im Wahlgebiet 
wahlberechtigt ist. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberech-
tigt. 
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Als Vertreter/Vertreterin für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage 
des Zusammentritts der zur Wahl der Vertreter/Vertreterinnen einberufenen Versammlung im 
Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 
 

Die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung und die Bewerber/Bewerberinnen sind 
frühestens ab dem 1. August 2019, die Bewerber/Bewerberinnen für die Wahlbezirke frühestens 
nach der öffentlichen Bekanntgabe der Einteilung des Wahlgebietes, in Wahlbezirke zu wählen.  
 

Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den Be-
schluss einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen solchen Ein-
spruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 
 

Das Nähere über die Wahl der Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung, über die 
Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das 
Verfahren für die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin regeln die Parteien und Wählergruppen 
durch ihre Satzungen. 
 

Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber/der Bewerberinnen mit Angaben 
über Ort und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder, Ver-
treter/Vertreterinnen oder Wahlberechtigten und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem Wahlvor-
schlag einzureichen. 
 

Hierbei haben der Leiter/die Leiterin der Versammlung und zwei von dieser bestimmte Teilneh-
mer/Teilnehmerinnen gegenüber der Wahlleiterin an Eides statt zu versichern, dass die Wahl des 
Bewerbers/der Bewerberin für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der Bewer-
ber/Bewerberinnen für die Vertretung in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Reser-
velisten hat sich die Versicherung an Eides statt auch darauf zu erstrecken, dass die Festlegung 
der Reihenfolge der Bewerber/Bewerberinnen und die Bestimmung der Ersatzbewerber/Ersatz-
bewerberinnen in geheimer Abstimmung erfolgt sind. 
 
Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung an Eides statt 
bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen 
Wahlvorschlags.  

 
1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden Wahl-

periode nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in der Vertretung des zuständigen 
Kreises, im Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlags aus dem Land im Bundestag vertreten, 
so kann sie einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen nach de-
mokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Programm hat; 
dies gilt nicht für Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des 
Parteiengesetzes bis zum Tage der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter 
eingereicht haben. 
 

Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG dem 
Bundeswahlleiter die Unterlagen eingereicht haben und wo und bis zu welchem Zeitpunkt Anträ-
ge auf Bestätigung der ordnungsgemäßen Einreichung von Satzung und Programm von Parteien 
und Wählergruppen eingereicht werden können, hat das Ministerium des Innern am 27. Novem-
ber 2019 öffentlich bekannt gemacht (MBl. NRW. S. 764). 

 
2. Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin 

2.1 Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin können auch von Parteien 
und Wählergruppen gemeinsam eingereicht werden.  
In diesem Fall ist der Bewerber/die Bewerberin entweder in einer gemeinsamen Versammlung 
oder in getrennten Versammlungen der beteiligten Wahlvorschlagsträger zu wählen. Die Träger 
des gemeinsamen Wahlvorschlags dürfen keinen anderen als den gemeinsamen Bewerber/die 
gemeinsame Bewerberin wählen und zur Wahl vorschlagen. 
 

Der Wahlvorschlag für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin soll nach dem Muster 
der Anlage 11d zur KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten: 
 

- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvor-
schlag einreicht; andere Wahlvorschläge können auch durch ein Kennwort des Wahlvor-
schlagsträgers gekennzeichnet werden; 
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- Familienname, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift (Hauptwoh-
nung), E-Mail-Adresse oder Postfach sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers. 

 

Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertre-
tenden Vertrauensperson enthalten.  

 
2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet zuständi-

gen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Gemeinsame Wahlvorschläge 
müssen von den jeweiligen für das Wahlgebiet zuständigen Leitungen aller beteiligten Wahlvor-
schlagsträger unterzeichnet sein. Bei anderen Wahlvorschlägen muss der Unterzeichner/die Un-
terzeichnerin des Wahlvorschlags im Wahlgebiet wahlberechtigt sein. 
 

Wer für das Amt des Bürgermeisters wählbar ist, kann sich selbst vorschlagen.  
 
2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außerdem 

von mindestens 96 Wahlberechtigten der Stadt Kalkar persönlich und handschriftlich un-
terzeichnet sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen. 
Dies gilt nicht, wenn die amtierende Bürgermeisterin vorgeschlagen wird (§ 46d Abs. 1 Satz 3 
KWahlG). Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung 
mit dem Nachweis der Wahlberechtigung des Unterzeichners bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei 
denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsberechtigte 
nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden. 
 

Unterstützungsunterschriften für gemeinsame Wahlvorschläge sind nur beizubringen, wenn alle 
beteiligten Wahlvorschlagsträger unter die in Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen fal-
len.  

 
2.4 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 96 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die 

Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14c zur KWahlO zu erbringen. Dabei ist 
folgendes zu beachten: 
 

- Die Formblätter werden auf Anforderung von der Wahlleiterin der Stadt Kalkar zu den bereits 
angegebenen Öffnungszeiten kostenlos abgegeben.  
Bei der Anforderung sind der Name und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wähler-
gruppe, die den Wahlvorschlag einreichen will, bei Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen das 
Kennwort, sowie Familienname, die Vornamen und Wohnort des/der vorzuschlagenden Be-
werbers/Bewerberin, sowie die Kontaktdaten, die in die Datenschutzhinweise auf der Rücksei-
te der Anlage 14c unter Nr. 3 aufzunehmen sind, anzugeben. Die Wahlleiterin hat diese An-
gaben auf den Formblättern zu vermerken. 

- Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen die Erklärung auf dem 
Formblatt persönlich und handschriftlich unterschreiben; die Angaben zum Familiennamen, 
Vornamen, Geburtsdatum und zur Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners sowie der 
Tag der Unterzeichnung sind vom Unterzeichner/von der Unterzeichnerin persönlich und 
handschriftlich auszufüllen. 

- Für jeden Unterzeichner/jede Unterzeichnerin ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Be-
scheinigung seiner Gemeinde nach dem Muster der Anlage 15 zur KWahlO beizufügen, dass 
er/sie im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

- Ein Wahlberechtigter/Eine Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat 
jemand mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine/ihre Unterschrift auf allen weite-
ren Wahlvorschlägen ungültig; die gleichzeitige Unterzeichnung eines Wahlvorschlags für ei-
nen Wahlbezirk und einer Reserveliste bleibt unberührt. 

 

Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber/die Bewerberin ist zulässig, wenn 
dieser/diese in der Gemeinde wahlberechtigt ist. 

 
2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 

- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerberin nach dem Muster der Anlage 12c 
zur KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anla-
ge 11d zur KWahlO abgegeben werden.  
Dabei hat der Bewerber/die Bewerberin zu versichern, dass er für keine andere Wahl zum 
Bürgermeister/zur Bürgermeisterin oder Landrat/Landrätin kandidiert. Die ordnungsgemäße 
Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für 
die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags. 
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- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13b zur KWahlO; die Beschei-
nigung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO ab-
gegeben werden. 

- Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift 
über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung des Bewerbers/der Be-
werberin (Anlage 9c zur KWahlO) mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Ver-
sicherungen an Eides statt (Anlage 10c zur KWahlO). 

 
3. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 

3.1 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO ein-
gereicht werden. Er muss enthalten: 
 

- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvor-
schlag einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen können durch 
ein Kennwort gekennzeichnet werden; 

- Familienname, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift (Hauptwoh-
nung), E-Mail-Adresse oder Postfach sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerbe-
rin; bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienst-
herr und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie 
beschäftigt sind, anzugeben. 

 

Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertre-
tenden Vertrauensperson enthalten.  

 
3.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet zuständi-

gen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei anderen Wahlvorschlägen 
muss mindestens ein Unterzeichner/eine Unterzeichnerin seine Unterschrift auf dem Wahlvor-
schlag selbst leisten.  

 
3.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen ferner von 

mindestens 3 Wahlberechtigten des Wahlbezirks, für den der Kandidat aufgestellt ist, per-
sönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzel-
bewerbern/Einzelbewerberinnen. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsge-
mäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeichner bis zum 
Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvor-
schlags, es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlags-
berechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden.  

 
3.4 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von mindestens 3 Wahlberechtigten des 

Wahlbezirks unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern 
nach Anlage 14a zur KWahlO zu erbringen. 
 

Die Hinweise zu Nr. 2.4 gelten mit der Maßgabe entsprechend, dass der Unterzeichner/die Un-
terzeichnerin im Wahlbezirk wahlberechtigt ist. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch 
den Bewerber/die Bewerberin ist zulässig.  

 
3.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 

- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerberin nach dem Muster der Anlage 12a 
zur KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 
11a zur KWahlO abgegeben werden. Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklä-
rung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen 
Wahlvorschlags. 

- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13a zur KWahlO; die Beschei-
nigung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO er-
teilt werden. 

- Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift 
über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung der Bewerber/Bewer-
berinnen mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt; 
ihrer Beifügung bedarf es nicht, soweit eine Ausfertigung der Niederschrift und der Versiche-
rungen an Eides statt einem anderen Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt ist. 

- Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, eine 
Bescheinigung über ihr Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis sowie im Falle des § 13 Abs. 1 



Amtsblatt der Stadt Kalkar  Nr. 17/2020 vom 19. Juni 2020   Seite 8  
 
 

 

Satz 1 Buchstabe b oder d KWahlG auch über die ausgeübte Tätigkeit, falls die Wahlleiterin 
dies zur Behebung von Zweifeln für erforderlich hält. 

 
4. Wahlvorschläge für die Reserveliste  

4.1 Für die Reserveliste können nur Bewerber/Bewerberinnen benannt werden, die für eine Partei 
oder Wählergruppe auftreten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet zuständigen 
Leitung unterzeichnet sein.  

 
4.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11b zur KWahlO eingereicht werden. 

Sie muss enthalten: 
 

- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die die Reserveliste 
einreicht; 

- Familienname, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift, E-Mail-
Adresse oder Postfach sowie Staatsangehörigkeit der Bewerber/Bewerberinnen in erkennba-
rer Reihenfolge; bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch 
der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, 
bei der sie beschäftigt sind, anzugeben. 

 

Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson enthalten. 
 

Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass ein Bewerber/eine Bewerberin, unbescha-
det der Reihenfolge im Übrigen, Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen im Wahlbezirk oder 
für einen/eine auf der Reserveliste aufgestellten Bewerber/Bewerberin sein soll.  

 
4.3 Soll ein Bewerber/eine Bewerberin auf der Reserveliste Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für  

einen/eine im Wahlbezirk oder für einen/eine auf der Reserveliste aufgestellten anderen Bewer-
ber/Bewerberin sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so muss die Reserveliste ferner enthalten: 
 

- den Familien- und Vornamen des/der zu ersetzenden Bewerbers/Bewerberin; 
- den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, in dem oder unter der der/die zu 

ersetzende Bewerber/Bewerberin aufgestellt ist.  
 
4.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außerdem von 

mindestens 7 Wahlberechtigten persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein.  
 
4.5 Muss die Reserveliste von mindestens 7 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unter-

schriften auf amtlichen Formblättern nach dem Muster der Anlage 14b zur KWahlO zu erbringen, 
bei Anforderung der Formblätter ist der Name und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder 
Wählergruppe anzugeben. Für die Unterzeichnung gelten die Hinweise zu Nr. 2.4 entsprechend.  

 
4.6 Die Zustimmungserklärung der Bewerber/der Bewerberinnen ist auf der Reserveliste nach dem 

Muster der Anlage 11b oder einzeln nach dem Muster der Anlage 12b zur KWahlO abzugeben. 
Einer Bescheinigung der Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewerber/Bewerberinnen gleichzei-
tig für einen Wahlbezirk aufgestellt sind und die Bescheinigung dem Wahlbezirksvorschlag beige-
fügt ist. 

 
Die Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der Vertretung der Stadt 
Kalkar sind spätestens bis zum 27. Juli 2020, 18:00 Uhr (Ausschlussfrist), bei der Wahlleiterin 
der Stadt Kalkar, Markt 20, 47546 Kalkar, Zimmer 34, einzureichen.  
 

Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig vor diesem Termin einzureichen, damit et-
waige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher noch behoben werden können. 
 

Auf die Bekanntmachung über die Einteilung der Wahlbezirke vom 20. Februar 2020 im Amtsblatt der 
Stadt Kalkar (Amtliches Mitteilungsblatt), Ausgabe Nr. 5/2020, wird hingewiesen. 
 
Kalkar, den 10. Juni 2020 
 
S T A D T   K A L K A R 
     Die Bürgermeisterin 
       als Wahlleiterin 
 

     Dr. Britta Schulz 



Amtsblatt der Stadt Kalkar  Nr. 17/2020 vom 19. Juni 2020   Seite 9  
 
 

 

3. Bekanntmachung des Ratsbeschlusses über die Durchführung der Beteiligung 
der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB im Rahmen der 2. Änderung des 
Flächennutzungsplanes der Stadt Kalkar - Feuerwehrgerätehaus Kalkar-Wissel - 

 
Der Rat der Stadt Kalkar hat in seiner Sitzung am 14.05.2020 gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB), in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27.03.2020 (BGBl. I S. 587), in Verbindung mit § 7 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14.04.2020 
(GV NRW S. 218b), den Beschluss über die Durchführung der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB im Rahmen der 2. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kalkar - Feuerwehr-
gerätehaus Kalkar-Wissel - gefasst. 
 

Ziel des Änderungsverfahrens ist die Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit für die Wohn- und  
Arbeitsbevölkerung im Kalkarer Stadtgebiet durch die Schaffung der planungsrechtlichen Vorausset-
zungen für einen Neubau des Feuerwehrgerätehauses im Stadtteil Wissel. 
 

In der nachstehenden Übersicht ist der räumliche Geltungsbereich dargestellt: 
 

 
 

     Räumlicher Geltungsbereich  
 
Öffentliche Auslegung der Planunterlagen 

Der Entwurf einschließlich Begründung und Fachgutachten zu der 2. Änderung des Flächennutzungs-
planes der Stadt Kalkar – Feuerwehrgerätehaus Kalkar-Wissel – liegt im Fachbereich 2 Planen, Bauen, 
Umwelt der Stadt Kalkar, Verwaltungsneubau, Markt 20, Raum 315,  
 

in der Zeit vom 06.07.2020 bis einschließlich 07.08.2020 

während der Dienststunden: 

Montag bis Freitag vormittags von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr, 
Montag nachmittags von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr, 
Donnerstag nachmittags von 14:00 Uhr bis 18;00 Uhr, 

öffentlich aus. 
 
Die Bürgerinnen und Bürger werden gebeten, die Stadtverwaltung telefonisch (02824 13-211 oder 
02824 13-191) oder per E-Mail zu kontaktieren, um einen persönlichen Termin mit den zuständigen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu vereinbaren.  
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Ohne Terminvereinbarung sind aufgrund des Coronavirus derzeit keine persönlichen Vorsprachen 
möglich; telefonische Auskünfte können selbstverständlich erteilt werden. Im Rathaus gilt für Sie - wie 
im Einzelhandel - die Pflicht zum Tragen einer textilen Mund-Nase-Bedeckung (zum Beispiel Alltags-
maske, Schal, Tuch, Community-Maske). Bitte beachten Sie: ohne mitgebrachte Mund-Nase-
Bedeckung können Sie Ihren Termin nicht wahrnehmen! 
 

Stellungnahmen können weiterhin schriftlich oder zur Niederschrift im oben genannten Zeitraum abge-
geben werden. Ferner besteht die Möglichkeit, die Stellungnahmen per Mail an bauleitplanung 
@kalkar.de oder auf dem Onlinekontaktformular der Stadt Kalkar unter 
https://www.kalkar.de/de/inhalt/kontakt/ abzugeben. 
 

Die Planunterlagen können vom 06.07.2020 bis einschließlich 07.08.2020 unter folgender Internet-
adresse abgerufen werden: http://www.kalkar.de/de/inhalt/aktuelle-beteiligungsverfahren/ 
 
Umweltinformationen: 

Neben den städtebaulichen Aspekten sind im Rahmen der Begründung die Belange des Immissions-
schutzes bezüglich der geringfügigen Vorbelastung durch die Landesstraße L 18 untersucht worden. 
Zusätzlich ist eine schalltechnische Untersuchung erarbeitet worden, um beurteilen zu können, ob die 
geltenden Immissionsrichtwerte für die angrenzende Wohnbebauung eingehalten werden. Unter  
Berücksichtigung der im Fachgutachten aufgeführten Rahmenbedingungen werden die geltenden  
Immissionsrichtwerte eingehalten. Die Belange der Natur und Landschaft können durch die Planung 
dahingehend beeinträchtigt werden, dass die vorhandenen und unzerschnittenen Landschaftsräume 
teilweise beschränkt werden. Als ökologischer Ausgleich und zur Wiederherstellung des durch die Be-
bauung beeinträchtigten Landschaftsbildes ist ein angemessener Gehölzstreifen ausgewiesen worden. 
Durch die Bebauung mit einem Feuerwehrgerätehaus und der damit einhergehenden Versieglung wird 
die natürliche Funktion des Bodens beeinträchtigt. Die artenschutzrechtlichen Belange sind im Rahmen 
einer gesonderten Artenschutzprüfung mit dem Ergebnis gutachterlich aufbereitet worden, dass durch 
die vorliegende Bauleitplanung keine Verbotstatbestände im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes 
ausgelöst werden. 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV NRW S. 741), i. V. m. § 12 der Hauptsatzung 
der Stadt Kalkar vom 02.11.1999, in der Fassung der letzten Änderung vom 15.12.2017, werden die 
2. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kalkar - Feuerwehrgerätehaus Kalkar-Wissel - so-
wie die im Rahmen der Bekanntmachung erforderlichen Hinweise hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 

Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt Kalkar, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, wer-
den nach § 12 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Kalkar im Amtsblatt der Stadt Kalkar vollzogen. 
 
Hinweis auf Rechtsfolgen 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 3 Abs. 2 BauGB Stellungnahmen während der oben angege-
benen Auslegungsfrist abgegeben werden können und nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen 
bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. 
 
Kalkar, den 10.06.2020 
 
Dr. Schulz 
Bürgermeisterin 
 
 

4. Bekanntmachung des Ratsbeschlusses über die Durchführung der 3. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kalkar - Wesselsbruch-St. Huber-
tus Weg - gemäß § 2 Abs. 1 BauGB und den Beschluss über die Durchführung 
der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

 
Der Rat der Stadt Kalkar hat in seiner Sitzung am 14.05.2020 gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB), in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
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durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27.03.2020 (BGBl. I S. 587), in Verbindung mit § 7 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14.04.2020 
(GV NRW S. 218b), den Änderungsbeschluss sowie den Beschluss über die Durchführung der früh-
zeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB im Rahmen der 3. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes der Stadt Kalkar - Wesselsbruch-St. Hubertus Weg - gefasst. 
 

Ziel des Änderungsverfahrens ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Auswei-
sung von Gewerbe- und Wohnbauflächen im Kalkarer Stadtteil Kehrum. 
 

In der nachstehenden Übersicht ist der räumliche Geltungsbereich dargestellt: 
 

 
 

     Räumlicher Geltungsbereich  
 
Öffentliche Auslegung der Planunterlagen 

Der Entwurf einschließlich Begründung zu der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt 
Kalkar - Wesselsbruch-St. Hubertus Weg - liegt im Fachbereich 2 Planen, Bauen, Umwelt der Stadt 
Kalkar, Verwaltungsneubau, Markt 20, Raum 315,  
 

in der Zeit vom 06.07.2020 bis einschließlich 07.08.2020 

während der Dienststunden: 

Montag bis Freitag vormittags von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr, 
Montag nachmittags von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr, 
Donnerstag nachmittags von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr, 

öffentlich aus. 
 

Die Bürgerinnen und Bürger werden gebeten, die Stadtverwaltung telefonisch (02824 13-211 oder 
02824 13-191) oder per E-Mail zu kontaktieren, um einen persönlichen Termin mit den zuständigen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu vereinbaren. Ohne Terminvereinbarung sind aufgrund des 
Coronavirus derzeit keine persönlichen Vorsprachen möglich; telefonische Auskünfte können selbstver-
ständlich erteilt werden. Im Rathaus gilt für Sie - wie im Einzelhandel - die Pflicht zum Tragen einer tex-
tilen Mund-Nase-Bedeckung (zum Beispiel Alltagsmaske, Schal, Tuch, Community-Maske). Bitte  
beachten Sie: ohne mitgebrachte Mund-Nase-Bedeckung können Sie Ihren Termin nicht wahrnehmen! 
 

Stellungnahmen können weiterhin schriftlich oder zur Niederschrift im oben genannten Zeitraum abge-
geben werden. Ferner besteht die Möglichkeit, die Stellungnahmen per Mail an bauleitplanung-
@kalkar.de oder auf dem Onlinekontaktformular der Stadt Kalkar unter 
https://www.kalkar.de/de/inhalt/kontakt/ abzugeben. 
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Die Planunterlagen können vom 06.07.2020 bis einschließlich 07.08.2020 unter folgender Internet-
adresse abgerufen werden: http://www.kalkar.de/de/inhalt/aktuelle-beteiligungsverfahren/ 
 
Umweltinformationen: 

Die Flächennutzungsplanänderung wird im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 098 - Wesselsbruch-St. Hubertus Weg - durchgeführt, so dass im Rahmen der frühzeitigen Öffent-
lichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB zunächst auf den Umweltbericht zum Vorentwurf des 
o. g. Bebauungsplanes verwiesen wird:  
 

Neben den städtebaulichen Aspekten sind im Rahmen der Begründung des Bebauungsplanes Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft untersucht 
worden. Dem Bebauungsplan liegt ein Artenschutzgutachten mit dem Ergebnis zugrunde, dass für die 
im Gebiet vorkommenden bzw. gefährdeten Arten eine entsprechende Kompensationsfläche als CEF-
Maßnahme in einer Entfernung von etwa 500 m westlich des Plangebietes bereitgestellt wird. Die Be-
reitstellung erfolgt auf Teilflächen der städtischen Grundstücke in der Gemarkung Appeldorn, Flur 13, 
Flurstücke 43 und 45. 
 

In der nachstehenden Übersicht ist die externe Maßnahmenfläche (CEF) dargestellt: 
 

 
  

Räumlicher Geltungsbereich der Kompensationsfläche  
 
Ferner trifft der Bebauungsplan Vorgaben zur Erhaltung vorhandener Grünstrukturen. Aufgrund des zu 
erwartenden Gewerbelärms ist eine schalltechnische Untersuchung erstellt worden, um die Auswirkun-
gen des Gewerbelärms in Bezug auf die schutzbedürftigen Wohnnutzungen beurteilen zu können und 
auf dieser Grundlage planungsrechtliche Vorgaben zur Ansiedlung von Gewerbebetrieben abzuleiten. 
Unter Berücksichtigung der in der Untersuchung aufgeführten Lärmkontingente und Lärmminderungs-
maßnahmen ist ein konfliktfreies Nebeneinander von Gewerbe und Wohnen möglich. 
 

Im weiteren Verfahren wird die Abschichtung des Umweltberichtes für die Ebene der Flächennutzungs-
planung vorgenommen und entsprechend ergänzt.  
 

Bekanntmachungsanordnung 

Gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV NRW S. 741), i. V. m. § 12 der Hauptsatzung 
der Stadt Kalkar vom 02.11.1999, in der Fassung der letzten Änderung vom 15.12.2017, werden die 
3. Änderung des Flächennutzungsplanes - Wesselsbruch-St. Hubertus Weg - sowie die im Rahmen der 
Bekanntmachung erforderlichen Hinweise hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
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Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt Kalkar, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, wer-
den nach § 12 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Kalkar im Amtsblatt der Stadt Kalkar vollzogen. 
 
Hinweis auf Rechtsfolgen 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 3 Abs. 1 BauGB Stellungnahmen während der oben angege-
benen Auslegungsfrist abgegeben werden können und nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen 
bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. 
 
Kalkar, den 10.06.2020 
 
Dr. Schulz 
Bürgermeisterin 
 
 

5. Bekanntmachung über die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 098 - Wes-
selsbruch-St. Hubertus Weg - gemäß § 2 Abs. 1 BauGB und den Beschluss 
über die Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB 

 
Der Rat der Stadt Kalkar hat in seiner Sitzung am 14.05.2020 gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB), in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27.03.2020 (BGBl. I S. 587), in Verbindung mit § 7 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14.04.2020 
(GV NRW S. 218b), den Aufstellungsbeschluss sowie den Beschluss über die Durchführung der früh-
zeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB im Rahmen der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. 098 - Wesselsbruch-St. Hubertus Weg - gefasst. 
 

Ziel der Bebauungsplanaufstellung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Ausweisung von Gewerbe- und Wohnbauflächen im Kalkarer Stadtteil Kehrum. 
 

In der nachstehenden Übersicht ist der räumliche Geltungsbereich dargestellt: 
 

 
 

     Räumlicher Geltungsbereich  
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Öffentliche Auslegung der Planunterlagen 

Der Entwurf einschließlich Begründung und Fachgutachten zu der Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 098 - Wesselsbruch-St. Hubertus Weg - liegt im Fachbereich 2 Planen, Bauen, Umwelt der Stadt 
Kalkar, Verwaltungsneubau, Markt 20, Raum 315,  
 

in der Zeit vom 06.07.2020 bis einschließlich 07.08.2020 

während der Dienststunden: 

Montag bis Freitag vormittags von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr, 
Montag nachmittags von 14;00 Uhr bis 16:00 Uhr, 
Donnerstag nachmittags von 14;00 Uhr bis 18:00 Uhr, 

öffentlich aus. 
 

Die Bürgerinnen und Bürger werden gebeten, die Stadtverwaltung telefonisch (02824 13-211 oder 
02824 13-191) oder per E-Mail zu kontaktieren, um einen persönlichen Termin mit den zuständigen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu vereinbaren. Ohne Terminvereinbarung sind aufgrund des 
Coronavirus derzeit keine persönlichen Vorsprachen möglich; telefonische Auskünfte können selbstver-
ständlich erteilt werden. Im Rathaus gilt für Sie - wie im Einzelhandel - die Pflicht zum Tragen einer tex-
tilen Mund-Nase-Bedeckung (zum Beispiel Alltagsmaske, Schal, Tuch, Community-Maske). Bitte  
beachten Sie: ohne mitgebrachte Mund-Nase-Bedeckung können Sie Ihren Termin nicht wahrnehmen! 
 

Stellungnahmen können weiterhin schriftlich oder zur Niederschrift im oben genannten Zeitraum abge-
geben werden. Ferner besteht die Möglichkeit, die Stellungnahmen per Mail an bauleit-
planung@kalkar.de oder auf dem Onlinekontaktformular der Stadt Kalkar unter 
https://www.kalkar.de/de/inhalt/kontakt/ abzugeben. 
 

Die Planunterlagen können vom 06.07.2020 bis einschließlich 07.08.2020 unter folgender Internet-
adresse abgerufen werden: http://www.kalkar.de/de/inhalt/aktuelle-beteiligungsverfahren/ 
 
Umweltinformationen: 

Neben den städtebaulichen Aspekten sind im Rahmen der Begründung Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft untersucht worden. Dem Bebauungsplan 
liegt ein Artenschutzgutachten mit dem Ergebnis zugrunde, dass für die im Gebiet vorkommenden bzw. 
gefährdeten Arten eine entsprechende Kompensationsfläche als CEF-Maßnahme in einer Entfernung 
von etwa 500 m westlich des Plangebietes bereitgestellt wird. Die Bereitstellung erfolgt auf Teilflächen 
der städtischen Grundstücke in der Gemarkung Appeldorn, Flur 13, Flurstücke 43 und 45. 
 
In der nachstehenden Übersicht ist die externe Maßnahmenfläche (CEF) dargestellt: 
 

 
 
    Räumlicher Geltungsbereich der Kompensationsfläche  
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Ferner trifft der Bebauungsplan Vorgaben zur Erhaltung vorhandener Grünstrukturen. Aufgrund des zu 
erwartenden Gewerbelärms ist eine schalltechnische Untersuchung erstellt worden, um die Auswirkun-
gen des Gewerbelärms in Bezug auf die schutzbedürftigen Wohnnutzungen beurteilen zu können und 
auf dieser Grundlage planungsrechtliche Vorgaben zur Ansiedlung von Gewerbebetrieben abzuleiten. 
Unter Berücksichtigung der in der Untersuchung aufgeführten Lärmkontingente und Lärmminderungs-
maßnahmen ist ein konfliktfreies Nebeneinander von Gewerbe und Wohnen möglich. 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV NRW S. 741), i. V. m. § 12 der Hauptsatzung 
der Stadt Kalkar vom 02.11.1999, in der Fassung der letzten Änderung vom 15.12.2017, wird die Auf-
stellung des Bebauungsplanes Nr. 098 - Wesselsbruch-St. Hubertus Weg - sowie die im Rahmen der 
Bekanntmachung erforderlichen Hinweise hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt Kalkar, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, wer-
den nach § 12 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Kalkar im Amtsblatt der Stadt Kalkar vollzogen. 
 
Hinweis auf Rechtsfolgen 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 3 Abs. 1 BauGB Stellungnahmen während der oben angege-
benen Auslegungsfrist abgegeben werden können und nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen 
bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. 
 
Kalkar, den 10.06.2020 
 
Dr. Schulz 
Bürgermeisterin 
 
 

6. Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 BauGB über 
die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 044 - Gewerbegebiet Talstraße - 

 
Der Rat der Stadt Kalkar hat in seiner Sitzung am 14.05.2020 gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB), in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27.03.2020 (BGBl. I S. 587), in Verbindung mit § 7 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14.04.2020 
(GV NRW S. 218b), die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 044 - Gewerbegebiet Talstraße - als 
Satzung beschlossen.  
 
Ziel des Bauleitplanverfahrens ist die Änderung der zulässigen Nutzungsarten im Gewerbegebiet, ver-
bunden mit dem Ausschluss von Beherbergungsbetrieben und der Festsetzungen von planungsrecht-
lichen Vorgaben zur Entwicklung des Plangebietes als funktionalen Ergänzungsstandort des zentralen 
Versorgungsbereiches in Kalkar mit nicht-zentrenrelevanten Kernsortimenten. 
 
In der nachstehenden Übersicht ist der räumliche Geltungsbereich dargestellt: 
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     Räumlicher Geltungsbereich  
 
Hinweis über die Möglichkeit zur Einsichtnahme in die 3. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 044 - Gewerbegebiet Talstraße - 
 
Vom Tag des Erscheinens dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Kalkar wird die 3. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 044 - Gewerbegebiet Talstraße - mit der Begründung sowie den bei der Pla-
nung zugrunde liegenden Gutachten und Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, DIN-Vor-
schriften) bei der  
 

Stadt Kalkar - Fachbereich Planen, Bauen, Umwelt - 
Markt 20, Verwaltungsneubau, 47546 Kalkar, 

während der Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird dort auf Ver-
langen Auskunft gegeben. 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516), zuletzt geändert durch Artikel 1 der dritten Verordnung zur Ände-
rung der Bekanntmachungsverordnung vom 05.11.2015 (GV NRW S. 741), i. V. m. § 12 der Hauptsat-
zung der Stadt Kalkar vom 02.11.1999, in der Fassung der letzten Änderung vom 15.12.2017, wird die 
3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 044 - Gewerbegebiet Talstraße - sowie die gemäß § 10 Abs. 3 
BauGB im Rahmen der Bekanntmachung erforderlichen Hinweise hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 

Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, werden nach 
§ 12 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Kalkar im Amtsblatt der Stadt Kalkar vollzogen. 
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Hinweis auf Rechtsfolgen  
 
1. Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche nach dem Baugesetzbuch (BauGB)  

1.1 Nach § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung 
verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile einge-
treten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.  

 

1.2 Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschädigungsanspruch, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die unter Pkt. 1.1 bezeichneten Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.  

 
2. Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie von 

Mängeln der Abwägung nach dem Baugesetzbuch  
 
Unbeachtlich werden  

2.1 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften,  

 

2.2 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und  

 

2.3 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 
Abs. 2a BauGB beachtlich sind.  

 
3. Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gemäß § 7 

Abs. 6 GO NRW  
 

Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften kann gegen Satzungen, sonstige orts-
rechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
digung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wur-
de nicht durchgeführt,  

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Kalkar, den 10.06.2020 
 
Dr. Schulz 
Bürgermeisterin 
 
 

7. Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 BauGB über 
die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 099 - Wohnbaugebiet Birkenallee - 

 
Der Rat der Stadt Kalkar hat in seiner Sitzung am 14.05.2020 gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB), in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27.03.2020 (BGBl. I S. 587), in Verbindung mit § 7 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14.04.2020 
(GV NRW S. 218b), die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 099 - Wohnbaugebiet Birkenallee - als 
Satzung beschlossen.  
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Zielstellung des Bauleitplanverfahrens ist die Schaffung der planungsrechtlichen Vorausset-zungen zur 
Umsetzung eines aus einem Bieterverfahren der Stadt Kalkar als Planentwurf her-vorgegangenen Kon-
zeptes und zur Realisierung eines Wohnbauvorhabens im Kalkarer Stadt-teil Altkalkar. 
 

In der nachstehenden Übersicht ist der räumliche Geltungsbereich dargestellt: 
 

 
 

     Räumlicher Geltungsbereich  
 
Hinweis über die Möglichkeit zur Einsichtnahme in den Bebauungsplan Nr. 099 - Wohnbaugebiet 
Birkenallee - 
 
Vom Tag des Erscheinens dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Kalkar wird der Bebauungs-
plan Nr. 099 - Wohnbaugebiet Birkenallee - mit der Begründung sowie den bei der Planung zugrunde 
liegenden Gutachten und Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, DIN-Vorschriften) bei der  
 

Stadt Kalkar - Fachbereich Planen, Bauen, Umwelt - 
Markt 20, Verwaltungsneubau, 47546 Kalkar, 

während der Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird dort auf Ver-
langen Auskunft gegeben. 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516), zuletzt geändert durch Artikel 1 der dritten Verordnung zur Ände-
rung der Bekanntmachungsverordnung vom 05.11.2015 (GV NRW S. 741), i. V. m. § 12 der Hauptsat-
zung der Stadt Kalkar vom 02.11.1999, in der Fassung der letzten Änderung vom 15.12.2017, wird der 
Bebauungsplan Nr. 099 - Wohnbaugebiet Birkenallee - sowie die gemäß § 10 Abs. 3 BauGB im Rah-
men der Bekanntmachung erforderlichen Hinweise hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 

Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, werden nach 
§ 12 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Kalkar im Amtsblatt der Stadt Kalkar vollzogen. 
 
Hinweis auf Rechtsfolgen  
 
1. Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche nach dem Baugesetzbuch (BauGB)  

1.1 Nach § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung 
verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile einge-
treten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.  
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1.2 Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschädigungsanspruch, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die unter Pkt. 1.1 bezeichneten Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.  

 
2. Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie von 

Mängeln der Abwägung nach dem Baugesetzbuch  
 
Unbeachtlich werden  

2.1 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften,  

 

2.2 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und  

 

2.3 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  
 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 
Abs. 2a BauGB beachtlich sind.  

 
3. Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gemäß § 7 

Abs. 6 GO NRW  
 

Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften kann gegen Satzungen, sonstige orts-
rechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
digung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wur-
de nicht durchgeführt,  

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Kalkar, den 10.06.2020 
 
Dr. Schulz 
Bürgermeisterin 
 
 

8. Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 BauGB über 
die 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 059 - Gewerbepark Kehrum - 

 
Der Rat der Stadt Kalkar hat in seiner Sitzung am 14.05.2020 gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB), in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27.03.2020 (BGBl. I S. 587), in Verbindung mit § 7 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14.04.2020 
(GV NRW S. 218b), die 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 059 - Gewerbepark Kehrum - als Sat-
zung beschlossen.  
 
Zielstellung des Änderungsverfahrens ist die Schaffung der planungsrechtlichen Vorausset-zungen zur 
Realisierung einer Betriebserweiterung im Kalkarer Stadtteil Kehrum. 
 

In der nachstehenden Übersicht ist der räumliche Geltungsbereich dargestellt: 
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     Räumlicher Geltungsbereich  
 
Hinweis über die Möglichkeit zur Einsichtnahme in die 7. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 059 - Gewerbepark Kehrum - 
 
Vom Tag des Erscheinens dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Kalkar wird die 7. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 059 - Gewerbepark Kehrum - mit der Begründung sowie den bei der Planung 
zugrunde liegenden Gutachten und Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, DIN-Vorschriften) 
bei der  

Stadt Kalkar - Fachbereich Planen, Bauen, Umwelt - 
Markt 20, Verwaltungsneubau, 47546 Kalkar, 

während der Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird dort auf Ver-
langen Auskunft gegeben. 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516), zuletzt geändert durch Artikel 1 der dritten Verordnung zur Ände-
rung der Bekanntmachungsverordnung vom 05.11.2015 (GV NRW S. 741), i. V. m. § 12 der Hauptsat-
zung der Stadt Kalkar vom 02.11.1999, in der Fassung der letzten Änderung vom 15.12.2017, wird die 
7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 059 - Gewerbepark Kehrum - sowie die gemäß § 10 Abs. 3 
BauGB im Rahmen der Bekanntmachung erforderlichen Hinweise hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, werden nach 
§ 12 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Kalkar im Amtsblatt der Stadt Kalkar vollzogen. 
 
Hinweis auf Rechtsfolgen  
 
1. Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche nach dem Baugesetzbuch (BauGB)  

1.1 Nach § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung 
verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile einge-
treten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.  

 

1.2 Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschädigungsanspruch, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die unter Pkt. 1.1 bezeichneten Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.  
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2. Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie von 
Mängeln der Abwägung nach dem Baugesetzbuch  
 
Unbeachtlich werden  

2.1 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften,  

 

2.2 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und  

 

2.3 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 
Abs. 2a BauGB beachtlich sind.  

 
3. Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gemäß § 7 

Abs. 6 GO NRW  
 

Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften kann gegen Satzungen, sonstige orts-
rechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
digung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wur-
de nicht durchgeführt,  

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Kalkar, den 10.06.2020 
 
Dr. Schulz 
Bürgermeisterin 
 
 

9. Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 BauGB über 
die 38. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 023 - Niedermörmter-West - 

 
Der Rat der Stadt Kalkar hat in seiner Sitzung am 14.05.2020 gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB), in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27.03.2020 (BGBl. I S. 587), in Verbindung mit § 7 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14.04.2020 
(GV. NRW. S. 218b), die 38. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 023 - Niedermörmter-West - als Sat-
zung beschlossen.  
 
Zielstellung des Änderungsverfahrens ist die Schaffung der planungsrechtlichen Vorausset-zungen zur 
Realisierung von zwei Wohnbauvorhaben im Kalkarer Stadtteil Niedermörmter. 
 
In der nachstehenden Übersicht ist der räumliche Geltungsbereich dargestellt: 
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    Räumlicher Geltungsbereich  
 
Hinweis über die Möglichkeit zur Einsichtnahme in die 38. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 023 – Niedermörmter-West 
 
Vom Tag des Erscheinens dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Kalkar wird die 38. Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr. 023 – Niedermörmter-West – mit der Begründung sowie den bei der 
Planung zugrunde liegenden Gutachten und Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, DIN-
Vorschriften) bei der 
 

Stadt Kalkar - Fachbereich Planen, Bauen, Umwelt - 
Markt 20, Verwaltungsneubau, 47546 Kalkar, 

während der Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird dort auf Ver-
langen Auskunft gegeben. 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516), zuletzt geändert durch Artikel 1 der dritten Verordnung zur Ände-
rung der Bekanntmachungsverordnung vom 05.11.2015 (GV NRW S. 741), i. V. m. § 12 der Hauptsat-
zung der Stadt Kalkar vom 02.11.1999, in der Fassung der letzten Änderung vom 15.12.2017, wird die 
38. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 023 - Niedermörmter-West - sowie die gemäß § 10 Abs. 3 
BauGB im Rahmen der Bekanntmachung erforderlichen Hinweise hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, werden nach 
§ 12 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Kalkar im Amtsblatt der Stadt Kalkar vollzogen. 
 
Hinweis auf Rechtsfolgen  

1. Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche nach dem Baugesetzbuch (BauGB)  

1.1 Nach § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung 
verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile einge-
treten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.  

 

1.2 Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschädigungsanspruch, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die unter Pkt. 1.1 bezeichneten Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.  
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2. Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie von 
Mängeln der Abwägung nach dem Baugesetzbuch  
 

Unbeachtlich werden  

2.1 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften,  

 

2.2 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und  

 

2.3 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 
Abs. 2a BauGB beachtlich sind.  

 
3. Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gemäß § 7 

Abs. 6 GO NRW  
 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften kann gegen Satzungen, sonstige orts-
rechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
digung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wur-
de nicht durchgeführt,  

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Kalkar, den 10.06.2020 
 
Dr. Schulz 
Bürgermeisterin 
 
 

10. Bekanntmachung des Ratsbeschlusses über die erneute Durchführung der Be-
teiligung der Öffentlichkeit gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB im Rahmen der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 095 - Swartkopweg - 

 
Der Rat der Stadt Kalkar hat in seiner Sitzung am 14.05.2020 gemäß § 4 a Abs. 3 Baugesetzbuch 
(BauGB), in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27.03.2020 (BGBl. I S. 587), in Verbindung mit § 7 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14.04.2020 (GV 
NRW S. 218b), den Beschluss zur erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB 
im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 095 - Swartkopweg - gefasst. 
 
Zielstellung des Bauleitplanverfahrens ist die Schaffung von Planungsrecht für die Ausweisung von 
Wohnbaugrundstücken im Kalkarer Stadtteil Wissel. 
 
In der nachstehenden Übersicht ist der räumliche Geltungsbereich dargestellt: 
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     Räumlicher Geltungsbereich  
 
Öffentliche Auslegung der Planunterlagen 

Der Entwurf einschließlich Begründung und Fachgutachten zu der Aufstellung des Bebauungsplan 
Nr. 095 - Swartkopweg - liegt im Fachbereich 2 Planen, Bauen, Umwelt der Stadt Kalkar, Verwaltungs-
neubau, Markt 20, Raum 315,  
 

in der Zeit vom 06.07.2020 bis einschließlich 17.07.2020 

während der Dienststunden: 

Montag bis Freitag vormittags von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr, 
Montag nachmittags von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr, 
Donnerstag nachmittags von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr, 

öffentlich aus. 
 
Die Bürgerinnen und Bürger werden gebeten, die Stadtverwaltung telefonisch (02824 13-211 oder 
02824 13-191) oder per E-Mail zu kontaktieren, um einen persönlichen Termin mit den zuständigen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu vereinbaren. Ohne Terminvereinbarung sind aufgrund des 
Coronavirus derzeit keine persönlichen Vorsprachen möglich; telefonische Auskünfte können selbstver-
ständlich erteilt werden. Im Rathaus gilt für Sie - wie im Einzelhandel - die Pflicht zum Tragen einer tex-
tilen Mund-Nase-Bedeckung (zum Beispiel Alltagsmaske, Schal, Tuch, Community-Maske). Bitte  
beachten Sie: ohne mitgebrachte Mund-Nase-Bedeckung können Sie Ihren Termin nicht wahrnehmen! 
 
Stellungnahmen können weiterhin schriftlich oder zur Niederschrift im oben genannten Zeitraum abge-
geben werden. Ferner besteht die Möglichkeit, die Stellungnahmen per Mail an bauleitplanung 
@kalkar.de oder auf dem Onlinekontaktformular der Stadt Kalkar unter 
https://www.kalkar.de/de/inhalt/kontakt/ abzugeben. 
 
Die Planunterlagen können vom 06.07.2020 bis einschließlich 17.07.2020 unter folgender Internet-
adresse abgerufen werden: http://www.kalkar.de/de/inhalt/aktuelle-beteiligungsverfahren/ 
 
Umweltinformationen: 

Neben den städtebaulichen Aspekten sind im Rahmen der Begründung die Belange von Natur und 
Landschaft bezüglich der Kompensationsmaßnahmen und die Belange des Immissionsschutzes bezüg-
lich vorhandener Lärmquellen und möglicher Störungen untersucht worden. Ferner sind die Belange 
des Artenschutzes in einer gesonderten Artenschutzprüfung thematisiert worden.  
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Aufgrund der Nähe des Plangebietes zum angrenzenden FFH-Gebiet DE4203-301 „Wisseler Dünen“ 
sind mögliche Beeinträchtigungen im Rahmen einer FFH-Vorprüfung bewertet worden. Ferner sind die 
Belange des Hochwasserschutzes aufgrund der Lage im Risikogebiet des Rheins beurteilt worden. 
 
Umweltbezogene Stellungnahmen: 

Im Rahmen der Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sind umweltbezogene Stellungnahmen 
eingegangen, die folgende Themenbereiche umfassen: 
 

 Hinweise zu den artenschutzrechtlichen Belangen und Verbotsvorschriften des Bundesnatur-
schutzgesetzes 

 Hinweise zu den Belangen der Bodendenkmalpflege und Abstandsregelungen zu dem angren-
zenden Deichfuß 

 
Bekanntmachungsanordnung 

Gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV NRW S. 741), i. V. m. § 12 der Hauptsatzung 
der Stadt Kalkar vom 02.11.1999, in der Fassung der letzten Änderung vom 15.12.2017, wird die er-
neute Auslegung des Planentwurfes zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 095 - Swartkopweg - 
sowie die im Rahmen der Bekanntmachung erforderlichen Hinweise hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt Kalkar, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, wer-
den nach § 12 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Kalkar im Amtsblatt der Stadt Kalkar vollzogen. 
 
Hinweis auf Rechtsfolgen 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 4 a Abs. 6 BauGB Stellungnahmen während der oben ange-
gebenen Auslegungsfrist abgegeben werden können und nicht fristgerecht abgegebene Stellungnah-
men bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. 
 
Kalkar, den 10.06.2020 
 
Dr. Schulz 
Bürgermeisterin 
 
 

11. Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 BauGB über 
die Aufstellung einer Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 2 BauGB - Talstraße/ 
Vossegattweg - 

 
Der Rat der Stadt Kalkar hat in seiner Sitzung am 14.05.2020 gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB), in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27.03.2020 (BGBl. I S. 587), in Verbindung mit § 7 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14.04.2020 
(GV NRW S. 218b), die Aufstellung einer Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 2 BauGB - Talstraße/Vosse-
gattweg - beschlossen.  
 
Zielstellung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Weiterentwicklung der vor-
handenen Siedlungsstruktur und Realisierung einer Wohnbebauung im Stadtteil Alt-kalkar. 
 
In der nachstehenden Übersicht ist der räumliche Geltungsbereich dargestellt: 
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    Räumlicher Geltungsbereich  
 
Hinweis über die Möglichkeit zur Einsichtnahme in die Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 2 BauGB - 
Talstraße/Vossegattweg - 
 
Vom Tag des Erscheinens dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Kalkar wird die Satzung ge-
mäß § 34 Abs. 4 Nr. 2 BauGB - Talstraße/Vossegattweg - mit der Begründung sowie den bei der Pla-
nung zugrunde liegenden Gutachten und Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, DIN-
Vorschriften) bei der 
 

Stadt Kalkar - Fachbereich Planen, Bauen, Umwelt - 
Markt 20, Verwaltungsneubau, 47546 Kalkar, 

während der Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird dort auf Ver-
langen Auskunft gegeben. 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516), zuletzt geändert durch Artikel 1 der dritten Verordnung zur Ände-
rung der Bekanntmachungsverordnung vom 05.11.2015 (GV NRW S. 741), i. V. m. § 12 der Hauptsat-
zung der Stadt Kalkar vom 02.11.1999, in der Fassung der letzten Änderung vom 15.12.2017, wird die 
Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 2 BauGB - Talstraße/ Vossegattweg - sowie die gemäß § 10 Abs. 3 
BauGB im Rahmen der Bekanntmachung erforderlichen Hinweise hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, werden nach 
§ 12 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Kalkar im Amtsblatt der Stadt Kalkar vollzogen. 
 
Hinweis auf Rechtsfolgen  
 
1. Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche nach dem Baugesetzbuch (BauGB)  

1.1 Nach § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung 
verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile einge-
treten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.  

 

1.2 Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschädigungsanspruch, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die unter Pkt. 1.1 bezeichneten Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.  
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2. Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie von 
Mängeln der Abwägung nach dem Baugesetzbuch  
 
Unbeachtlich werden  

2.1 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften,  

 

2.2 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und  

 

2.3 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 
Abs. 2a BauGB beachtlich sind.  

 
3. Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gemäß § 7 

Abs. 6 GO NRW  
 

Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften kann gegen Satzungen, sonstige orts-
rechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
digung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wur-
de nicht durchgeführt,  

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Kalkar, den 10.06.2020 
 
Dr. Schulz 
Bürgermeisterin 
 
 
 


